
Freiheit un Gerechtigkeit
Ethische Fragen der Deutschen die Theologen der Reformation

Von Peter Blickle

»Freiheit« un! »Gerechtigkeit« sind zwel Begriffe, die weil S1e sehr abstrakt
sind unterschiedlich gefüllt, 1n starkem Ma{fie emotionalisiert un! auch
mißbraucht werden können. Dennoch sind Freiheit un:! Gerechtigkeit ethische
Werte m1t einem eigenen, dem historischen Wandel und der theoretischen
Spekulation eNtZOgENECN Kernbereich, der vielleicht das Proprium Ekuropas 4 US-

macht, 7zumiıindest 1n wesentlichen Teilen. eıne Grundordnung 1m Sinne
des verfassungsmäßigen Schutzes der Menschenrechte, besonders der Freiheit,
un auf die Rechtsstaatlichkeit als (arant VO  - Gerechtigkeit beruft sich jeder
Staat demokratischer Pragung ber Freiheit un Gerechtigkeit legitimiert sich
aber nicht 11UT die Moderne, auch für die Antike, das Mittelalter un die Frühe
euzeıt haben sS1E konstitutive Bedeutung. »Libertas« un:! »1UsSt1t12« dienen
den politik-, gesellschafts- un: rechtstheoretischen Debatten 1n uropa se1t
Aristoteles als Leitbegriffe und allen groißsen sozialen Bewegungen als Motor

Was die Deutschen VOT und während der Reformation Freiheit un
Gerechtigkeit verstanden, 1st meın Thema Ich ftormuliere das Problem, indem
ich eıne Diskussion referiere, die 7zwischen Abt, Konvent und ntertanen des
Osters Ochsenhausen, eines Reichsklosters nördlich des Bodensees, Stattge-
funden hat

Das Problem

m 5 0O verlangten die Untertanen des Osters für ihre Kinder das Erbrecht,
und ZW al gleichermaßen den Höftfen, also den Immobilien, w1e auch der
mobilen Verlassenschatftt. » So söllt alner den andern erben liegends vnd arends

1a D) Günther RANZ: Der deutsche Bauernkrieg. Aktenband. Nachdruck der Ausgabe Bl
+ ULV. ufl 1968
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für vnd für«,1 W ar ihre zentrale Forderung, mıiıt der S1e sich eiıne Praxıs
wehrten, derzufolge das Kloster die (G‚uter ach dem Tod der Inhaber ach
Belieben DIECU vergab un: die Kinder VOIl der Erbschaft ausschloß, VOT allem
dann, WeEeNnNn sS1e verheiratet un: damit als ausgesteuert galten. Abt un
Konvent konnten sich teilweise damıit rechtiertigen, da{iß üblicherweise Eheleu-
LE, die e1in klösterliches (SUt übernahmen, urkundlich bestätigten, da{f(ß S1€e dem
Abt un Konvent »libaygen SVCIL, 1n ihnen| ouch mit VIiISsSCIN liben und gut mi1t
aigenschafft A gehoeren«

Strittig W al zwischen Kloster un:! Untertanen neben dem Erbrecht auch das
Eherecht der Kinder Das Kloster untersagte das Heıiraten mi1t Untertanen
anderer benachbarter Herrschatten, die »ungenolßSsame Ehe«, wWwW1e der achver-
halt 1n der Regıon genannt wurde, WAar mı1t hohen Strafen belegt. Von Gulden
ist die Rede, die Eltern den Abt entrichten mußten, WE eiınes ihrer Kinder
außerhalb der Genossenschaft des Klosters heiratete. Um den Eltern solche
Schikanen Jverzichteten offensichtlich die Kınder oft auf die He1irat;
un salßen, WwW1e€e heißt, » Zfi der VnNnee«.$

Beschränkte Erbfähigkeit un eingeschränkte Heiratsmöglichkeiten drücken
einen Mangel Freiheit AUS; üblicherweise NnNannte 112  s das 50O »E1gen-
schaft« oder »Leibeigenschaft«.

Wıe solche Praktiken der Leibherrschaft eingeschätzt wurden, brachten die
Bauern mit dem SatzZAusdruck, der Zugriff auf ihre Verlassenschaft basiere
auf »gewallt vnnd dhainem Recht« Das ergäbe sich A4US dem Umstand, da{fß die
Erbschaftsansprüche der gemaın 711 Ochsenhusen, der taıll der
selbigen Nn1e gewilligt Ooder vergunstigt«* worden selen.

Kontliktstoff gab auch och auf eıner SalızZ anderen Ebene DIie Rechtspre-
chung 1n der Klosterherrschaft erfolgte durch e1n Gericht VO  e Urteilern, dem
Bauern 4 UsS allen Klosterdörtern beteiligt Grundlage der Rechtsprechung

otftenbar alte, nicht kodifizierte Gewohnheiten, vermutlich auch das
Schwäbische Landrecht, w1e durch den Schwabenspiegel bekannt War In

StASt, estan 481, Bülschel]| I 66° DiIie folgenden Belege sind alle 4AaUus demselben
Bestand; tolglich werden 1UTr die direkten /ıtate mıt Folioangaben belegt.
StASt, 481I, Urkunde T  00
StASt, 451, Bu E 387 Das hatte zudem den Vorteil, da{ß s1e als Unverheiratete, die Ja
rechtlich uch nıcht als ausgesteuert galten, erbfähig
StASt, 481, Bu I 34



Zweitelställen wandten sich die Ochsenhäuser Richter den Rat der Reichs-
stadt Ulm un:! holten sich OIt C114 Urteil Der Abt führte diese durch
Mündlichkeit un Kasuistik Rechtsfindung Neuerungen derart C111

dafß Mandate Gebote un:! Verbote e1ım Gericht hinterlegte un:! die Richter
mi1t Verweıls auft ihren Amtseid diese Satzungen ZAHT Anwendung
bringen Es »hab abbt SymoOon«, sagten die Bauern 1498, » buch der frävel,
DOLTT, verpott, vnd ander stuck halben gemacht, vnd die Richtter darzu gehaltten,
das S haben 1L1LUSSCIL schweren, allain ach sölhen buch zusprechen, das 1E

schwer vnd vnleydenlich SCY, vnd bitten > bleyben Jassen, WIC VOIl allter
erkommen SCYV, nemlich das 5 nach ıLG SWISSCH vnd gutt beduncken achten,
das verwürckt oder verschuldt hab Bedenklich SC1 terner da{fß die Recht-
mäßigkeit dieser Statuten weder geprüft och gesichert SC1 sSC1 ihnen
ausdrücklich verboten worden da{fß S1C sich das Rechtall etwa Ulm

WVYSCH aussen« { J)as belaste ihr Gew1ssen ennn als Richter müßften S1C ihr
Urteil »M1tL ZSOLtL vnd STICH verantwurtten«® zönnen Das Vertahren des Abtes
laute aut »ZEeIStOTUN. gutter SytTiCN« hinaus un! gefährde ihrer »„sell säligkeit«

Idıe Rechtslage W arl Z W al korrekt beschrieben dennoch W ar S1C komplizierter
als der VOILl den Bauern vorgetragene Bewe1sgang erkennen läfßt enn Öfter
hatten S1C die bei der Hofübernahme urkundlich bestätigt hatten leibeigen
SC111 aufgrund eben dieser Leibeigenschaft auch akzeptiert »des gotzhus gebot-
ten gehorsam Sind«

So W al der Diskussionsstand 5 0O E1ıne (‚eneratıon spater der Mıtte
der 50€eT Jahre W ar die Argumentatıon der Untertanen C11HE Sanz andere Nun
wurde verlangt daf(ß »„alle die Jhenigen Mans vnnd weibspild bißher
für leib des gotzhawlis aNSCZOSCI sind urohin der selben leib Aigenschafft

dieweil WI1I1 alle Nur 4a1ı herren das 1st got den errn Imlödig gezelt werden
hymel haben« Da yeder Mensch frey vnd nNn1ıt leib SC111 sSOll« tolge

HStASt 451 Bu I 62
»Nun wyssend die erber Richter Nıtt ob gründt Rechten S der Nnıtt« (HStASt 481
Bu 66”)
StASt 481 Bu x 32
StASt 451 Bu E 64
StASt B 481 Bu 3a C U Wiıe ben Anm
DiIie Beschwerden der Ochsenhäuser Bauern Stadtarchiv Augsburg, Reichsstadt Literalien-
sammlung, 5y Nachtrag Daraus alle folgenden Belege die Quelle 1ST nicht der
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zwingend, da{fß alle personenrechtlich begründeten Abgaben un Verpflichtun-
SCH das Kloster entfallen, die Anteile den Erbschaften ebenso W1e die
Folgen der ungenofßßsamen Ehe S1e selen der Auffassung, meılınten die Bauern,
azu VO  S »göttlichem Rechten« nicht verpflichtet sSe1N.

Gleichzeitig insıstlerten S1€e darauf, die Rıichter hätten alle ZALT Entscheidung
anstehenden Fälle » auf lrer bösten verstannd vnd volfierten ayd c beurteilen,
VO  m der Pflicht jedoch, dem Abt se1ıne Satzungen rechtskräftig machen,
mögen s1e »nünhinfüro WwW1e€e billich zimlich götlich vnd recht 1St,zwingend, daß alle personenrechtlich begründeten Abgaben und Verpflichtun-  gen an das Kloster entfallen, die Anteile an den Erbschaften ebenso wie die  Folgen der ungenoßsamen Ehe. Sie seien der Auffassung, meinten die Bauern,  dazu von »göttlichem Rechten« nicht verpflichtet zu sein.  Gleichzeitig insistierten sie darauf, die Richter hätten alle zur Entscheidung  anstehenden Fälle »auf irer bösten verstannd vnd volfierten ayd« zu beurteilen,  von der Pflicht jedoch, dem Abt seine Satzungen rechtskräftig zu machen,  mögen sie »nünhinfüro wie billich zimlich götlich vnd recht ist, ... erlassen  vnnd lödig werden«.  Nicht die Sachverhalte ändern sich innerhalb einer Generation in signifikan-  ter Weise, die Begründungen tun es. Um 1500 werden die aus der Leibeigen-  schaft abgeleiteten Verpflichtungen als übermäßig und unangemessen kriti-  siert, das Rechtsinstitut als solches wird nicht angefochten.!? Um 1500 wird  dem Abt nicht bestritten, Satzungen erlassen zu können, es wird aber deren  Rechtsförmigkeit verlangt, anderenfalls müssen diejenigen, für die sie gelten  sollen, konsentieren. Die Argumente der folgenden Generation sind ganz an-  ders: Freiheit ist der gottgewollte Zustand für alle Menschen, Recht ist, was  sich als göttlich ausweisen kann. Göttlichem Recht gemäß, göttlich und recht  müssen die weltlichen Ordnungen sein.  Was - so läßt sich nach diesem Introitus genauer fragen — versteht man im  Reich, in Deutschland, unter Freiheit (II) und Gerechtigkeit (III). Tauchen auch  anderwärts in der Reformationszeit in den Begründungsmodi für Freiheit und  Gerechtigkeit neue Argumente auf (IV)? Kurzum: Läßt sich das Beispiel Och-  senhausen generalisieren?  IT Zwischen Freiheit und Leibeigenschaft  Freiheit als personenrechtlichen Status fordern die Ochsenhäuser Bauern. Al-  lein dieser Bedeutungsvariante soll nachgegangen werden und nicht den vielen  foliiert. Das Quellenstück ist regestenartig wiedergegeben in [Ulrich ArTtzTt]: Die Correspon-  denz des schwäbischen Bundeshauptmannes Ulrich Artzt von Augsburg aus d. J. 1524-1527/  hrsg. von Wilhelm Vogt. Augsburg [1883], (891).  12 Um 1500 gibt es eine eher noch schwache Reverenz auf die göttliche Dignität des Rechts mit  dem Satz, »nach göttlichem natürlichem, geistlichem und kayserlichem Rechtten, ouch von  gemaine Landsbruch« wegen müßten die Kinder ihre Eltern beerben können; HStASt, B 481,  BÜ 58  86erlassen
nnd lödig werden«.

Nicht die Sachverhalte andern sich innerhalb einer Generation 1n signifikan-
ter Weise, die Begründungen tun Um 500 werden die 4aUus der Leibeigen-
schaft abgeleiteten Verpflichtungen als übermäßig un UNANSCINCSSCH kriti-
sıert, das Rechtsinstitu als solches wird nıicht angefochten.!? Um 50O wird
dem Abt nicht bestritten, Satzungen erlassen können, wird aber deren
Rechtstörmigkeit verlangt, anderentalls mussen diejenigen, für die S1e gelten
sollen, konsentieren. DiIie Argumente der folgenden Generation sind SalızZ
ers Freiheit 1st der gottgewollte Zustand für alle Menschen, Recht 1St, W as
sich als göttlich auswelsen annn Göttlichem Recht gemälßß, göttlich un recht
mussen die weltlichen Ordnungen se1n.

Was 1äfßt sich ach diesem Introitus SCHNAUCI fragen versteht I1a  w} 1
Reich, 1n Deutschland, Freiheit (T} un! Gerechtigkeit Tauchen auch
anderwärts 1n der Reformationszeit In den Begründungsmodi für Freiheit un:
Gerechtigkeit 16 Argumente auf Kurzum : Läßt sich das Beispiel Och-
senhausen generalisieren?

E Zwischen Freiheit un Leibeigenschaft
Freiheit als personenrechtlichen Status tordern die Ochsenhäuser Bauern.
lein dieser Bedeutungsvariante soll nachgegangen werden un: nicht den vielen

toliiert. Das Quellenstück ist regestenartig wiedergegeben 1n Ulrich AÄRTZT| Die Correspon-
enz des schwäbischen Bundeshauptmannes Ulrich Artzt VO  ; Augsburg 4aUus 5247 6977
hrsg. VO:  - Wilhelm Vogt Augsburg I88 (89
Um 500 gibt iıne her noch schwache Reverenz auf die göttliche Dignität des Rechts mıt
dem Satz, »nach göttlichem natürlichem, geistlichem un! kayserlichem Rechtten, uch VO  5

gemaıne Landsbruch«nmüßten die Kinder ihre Eltern beerben können; StASt, 481,
Bu I 55
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Freiheiten un libertates, die vergleichsweise oft auch »Gerechtigkeiten« und
» 1ura «« genannt werden. Um die Forderung 1n ihrer Bedeutung aANSCIHNECSSCH
würdigen, MU 188623  m das eıne Antızıpatıon der Freiheit NECNNECI, w1e sS1e se1t der
Französischen Revolution iın Menschen- und Bürgerrechtserklärungen an-

kert un 1n den Verfassungen gesichert wurde. DiIie moderne Freiheit tuflst auf
einem personengebundenen Status, der die Aufkündigung der Leibeigenschaft,
der serfdom, der servitude a1l  7T Der persönlichen Rechtsstellung einen

hohen Stellenwert einzuraumen scheint, blickt 112  - 1n die geschichtswis-
senschaftliche LEiteratur, anachronistisch insofern, als ach allgemeiner Eın-
schätzung die Leibeigenschaft 1mM Reich keine, allenfalls marginale Bedeutung
hatte.1® DIie Sache selbst 1st indessen, wW1e€e sich zeıgen wird, verwickelter.

Im Spätmittelalter, weılt auszuholen, verfielen die alteren Grundherr-
schaftten, »Villikationen« geNaNNT, mıt ihren Formen der Untreiheit,
denen zufolge Arbeitskraft un! Arbeitsertrag der Hörıgen 1 Prinzıp unbe-
schränkt dem Herrn gehörten.!* Städte entstanden Tausenden. Das Stadt-
recht machte A4Uus den Einwohnern un: den Zuzüglern, die Tausenden aus

dem Hinterland kamen, Burger ber »Jahr und JTag«. TEe1 wurden diese Burger
freilich LLUT dort, die Stadtherrschaft faktisch keine Rolle mehr spielte. SO 1st
auch der Satz »„»Stadtluft macht frei« kein zeitgenössisches Sprichwort, sondern
ein Merkvers der Jurısten des Jahrhunderts miıt sehr summarisch

verfahren auf die Reichsstädte beschränkter Gültigkeit. Immerhin gab
die Freiheit.

Andererseits kann schlechterdings keine ede davon se1n, da{fß® die Burger-
schatten aller Städte frei Aus zahlreichen württembergischen Amtsstäd-
ten liegen Urkunden VOIL, ausgestellt VO  = Schultheiß, Richter, Burger un!
Leuten; 1n denen die Bürger versprechen, »daz WI1Tr uns VO  S dem hochgebornen
uUuNnseTIN gnedigen herren Eberhard von Wirtemberg och VO  - siınen erben

Vgl twa Friedrich-Wilhelm ENNING: Deutsche Wirtschafts- und Sozialgeschichte 1mM Mittel-
alter und 1ın der frühen Neuzeıt 99 (Die wen1ıgen Belege sind bequem über das Register
erschließen; mehrheitlich wird die Leibeigenschaft lediglich 1m Zusammenhang mi1t der
Gutsherrschaft erwähnt) Fuür den CNSCICIH zeitlichen Bezugsrahmen siehe Rudolt ENDRES:
Ursachen. In Der deutsche Bauernkrieg/ hrsg. VO  - OTS Buszello uftl YOlL, 234-239
Das Problem summarisch dargestellt bei eter BLICKLE!: Von der Leibeigenschaft 1n die Te1-
heit eın Beıitrag den realhistorischen Grundlagen der Freiheits- und Menschenrechte in
Mitteleuropa. In rund- und Freiheitsrechte 1m Wandel VO  - Gesellschaft und Geschichte/
hrsg. VOIL Günther Birtsch. CO I981I, 540
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och VO  @ der herrschaft Wirtemberg geziehen och entifremden
sullen och wellen weder SBHES uNsern lieben, wiben, zinden och güten och
mıiıt dehainen sachen och diehein WI1SC geverde« Gesichert wurde
dieses Versprechen durch Fid Wer flüchtete verlor alle (juter
gesamte abe und als Meineidiger auch WIC INa  e} heute würde
bürgerlichen Ehrenrechte

DIie Reichsstädte auf S1C zurückzukommen nicht 11UT die Bauern
4AUS dem Umland sondern bewirkten auch da{fß sich Bauern 1115 Bürgerrecht
autnehmen ließen wiewohl S16 we1ılter ihre (‚„üter un:! öfe auf dem Land
bewirtschafteten Man wird das SI© doppelte Staatsbürgerschaft NeENNEN kön-
NCN ständisch politisch gesprochen handelt CS sich »bäuerliche Burger«
ständisch S1C Bauern weil S1C Landwirtschaft betrieben un
Grundherrn hatten politisch S1C Büurger weil S1C dem Stadtrecht er-
standen un! den Schutz der Stadt Anspruch nehmen konnten WEeNN S16
wollten Damıit haben viele lerriıtorien ihre Städte aufgebaut Das gilt für alle
Schweizer Städtel® un: manche Deutschland Für den Straßburger Bischoft
nahm das Problem der »bäuerlichen Bürger« dramatische Ausmalfse
auf dem Reichstag VO  5 Metz Kalser arl für das Reichsgrundgesetz der
Goldenen Bulle VO  , 1356 CISCNECN Paragraphen abtrotzte der dem Cc1Nn
Ende machte Damıt W ar der Weg, ber den Status »bäuerlichen Bur-
CIS« die Freiheit erlangen zunächst einmal blockiert

In den Terriıtorien War die Entwicklung äahnlicher Weılse gegenläufig Im
Kurfürstentum Sachsen weiß Ian nichts VON der Leibeigenschaft Herzog-
tum ayern WAarTr S1C SiHeE allgemeine Regel In Thüringen W ar S1C ungebräuchlich
geworden der Pfalz hatte S1C verschärfte Formen ALNLLSCHNOMM: Selbst den

Hans-artın MAURER: asseneide Abwanderung i Jahrhundert: Quellen A OE terr1-
torialen Rechts- un:! Bevölkerungsgeschichte. Zeitschrift für württembergische Landesge-
schichte 39 1980], 68

16 Vgl für Bern zuletzt eter BIERBRAUER Freiheit und Gemeinde Berner Oberland 300 1700
Bern 1991 10Ö 108 Fuür Luzern GUuy MARCHAL Sempach 1386 VO  a den Anfängen des
Territorialstaates Luzern. 1956, I15- 185 Für Zürich Anton LARGIADER: Die Anfänge des
zürcherischen Staates In Festgabe Paul Schweizer/ überreicht ZU Geburtstag Sep-
tember 1922 VO  5 Freunden, Kollegen und Schülern. 1922, J =

i Max eorg SCHMIDT: Die Pfalbürger. Zeitschrift für Kulturgeschichte 1902|, 241 302
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habsburgischen Ländern herrschten gänzlich unterschiedliche personenrechtli-
che Verhältnisse 7zwischen Niederösterreich un: dem Elsaf 18

Studlich des Bodensees hatten sich die Leibeigenen, Gotteshausleute, /inser
oder W1e€e 1imMmer S1e heifßen mochten, durch individuelle der zollektive TEe1-
käufte den Status VO  m} Freıien gesichert?!? un die »freie Eidgenossenschaft«
geschaffen; nördlich des Bodensees FrTeie: /ıinser un: Leibeigene auf eın
einheitliches Nıveau der Untertänigkeit herabgestuft worden.?®9

Man darf annehmen, da{fß derart gravierende Unterschiede pannungen C1-

zeugten, die auft eıne LOösung drängten. Politische un! gesellschaftliche 5Systeme
dürten sich 1m gleichen Raum nicht weıt auseinanderentwickeln ungste
Erfahrungen der europäischen Geschichte haben bestätigt. SO sahen das 1n
der Reformationszeit ottenbar auch die wichtigsten parlamentarischen Nnstitu-
t1iıonen 1m Reich 1n Deutschland der Reichstag un! 1n der Schweizer Eidgenos-
senschaft die Tagsatzung. Der Reichstagsausschußß stellte das Plenum der
Kurfürsten, Fursten un Städte 526 die rage, »ob nıt Mittl! findenJ
w1e sich die Leibeigenen abkaufen mochten«. Man sah 1n der Leibeigenschaft

LS Claudia LBRICH!:! Leibherrschatt Oberrhein 1m Spätmittelalter. L9079; Thomas OT ZO
DIie Grundherrschaft der Grafen VO  - Leiningen: Güterbesitz, bäuerliche Dienste un! Marktbe-
ziehungen 1 Jahrhundert. In DiIie Grundherrschaft 1m späten Mittelalter. 2,/ hrsg. VO  H

Hans atze Sigmarıngen 1983, FÜ L Vgl uch Belegmaterial bei Werner ÖSENER: rund-
herrschaft 1 Wandel Untersuchungen ZUT Entwicklung geistlicher Grundherrschatten 1m
siüdwestdeutschen Raum VO bis Jahrhundert. GO S1928 Für die Pfalz einrad SCHAAB:
Geschichte der Kurpfalz. L988, 2041; 1992, Q9f Für ayern Renate BLICKLE:
Scharwerk 1n ayern. Geschichte un:! Gesellschaft 1991], AO7T-23 Fur den ostdeutschen
und norddeutschen Raum wird neuerdings die Ausbildung VO:  a leibeigenschaftsähnlichen
Abhängigkeitsformen schon für das un frühe Jahrhundert betont; vgl Wolfgang PRAN-

DiIie Entwicklung der adligen Eigenwirtschaft 1n Schleswig-Holstein. In Die Grundherr-
schaft 1 spaten Mittelalter. Bd. 2/ hrsg. VO:  - Hans atze 1gmarıngen 1983, 5437553) und
Heinrich Di1ie Cutsherrschaft: theoriegeschichtliche Untersuchungen ZAUR Agrarwesen
1mM ostelbischen Raum. 199L, 384-390 436

I Vgl eter BLICKLE!: Friede und Verfassung: Voraussetzungen und Folgen der Eidgenossenschaft
VOI1l I291 In Innerschweiz und frühe Eidgenossenschaft: Jubiläumsschrift 700 Jahre Eidgenos-
senschatt/ hrsg. VO Historischen Vereın der Fünf rte Verfassung, Kirche, unst
Olten 199L, 170-190
Zur Einordnung dieser und äahnlicher Quellen vgl Ulbrich: Leibherrschaft SEA und eter
BLICKLE: Agrarkrise und Leibeigenschaft 1mMm spätmittelalterlichen deutschen Südwesten.
1975) In Studien ZUT geschichtlichen Bedeutung des deutschen Bauernstandes/ hrsg. VO  -

eter Blickle. S; 1959, 19-35
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ohl auch e1in ethisches Problem, W1e 1n der Mahnung ZU. Ausdruck kommt,
da{fß »jede Oberkeit hirinen 1rer Selen eil selbst bedenken« solle.21 Pragma-
tisch stellten die Eidgenossen eın Jahr auf ihrer Tagsatzung 1n Luzern test,
der »geme1ın Aaiiıl Se1 mM1t der »eigenschaft ert un StreNg gehalten
worden« gemeıint damıit die VO  aD} den Eidgenossen 1 Jahrhundert
erworbenen und eroberten Gebiete un:! empfahlen, den Freikauf geSTALiEN,
Ja ftördern. Erbschaftsabgaben sollten ersatzlos gestrichen, die freie Heırat
gestattet werden mıiıt dem Argument, da »die Ee eın Sacrament 1st un jeder-
INa  w 1n disem fal {ry sol SIN «.22

DIie Freiheit WAar WwW1e€e diese Belege zeıigen kein Okales oder regionales,
sondern eın nationales Problem.

Was Wal, s1e bestand, die Leibeigenschatft?
DIe Ochsenhäuser hatten die Erbschaftsansprüche als besonders anstölßig ımn

den Vordergrund gerückt. In der :La# lag 1ler eın kritischer Punkt. Es WAal,
jedenfalls 1M süddeutschen Bereich, verbreitet üblich, e1n Drittel, gelegentlich
bis ZUT Hältte der Verlassenschaft e1m Tod des Leibeigenen einzuziehen. » Item
Conrad Frayding«, Ssagt eiıne Nachricht 4 US dem reichsunmittelbaren Fürststift
Kempten, »Jeib 1112  = hat gehapt 4a1n frawen die Ist Im gestorben da

mıiıt dem bbt thaylen, vnnd gab Im funiffzig Reinisch gulldin«. Freiding
heiratete eın zweıtes Mal, und wieder starbh ihm se1ıne Frau, da hat me1n err
aber das halb thaijl wollen haben«, W as ih jetzt 3 Gulden kostete. Be1 seinem
Tod mußten die Kinder nochmals Anteile VON der Verlassenschaft ihres Vaters
zahlen, mi1t dem Ergebnis, das »a1n thail der kinnd ach dem aq1] San «

Vermutlich das keine Neuerungen der Herren. Der Hof tiel herkömm -
iıcherweise e1ım Tod des Inhabers die Herrschaft zurück, VO  z der CT ih:
geliehen bekommen hatte, 1n der Regel ohl miıt der wenıgen Fahrhabe, die
azu gehörte Vieh, eın Pflug un das nötige Geschirr. DIie Kinder hatten
vielleicht e1Nn Bescheidenes bei der Hochzeit mitbekommen, ettzeug und
Leinen vielleicht, die och auf dem Hof Verbliebenen konnten ohl 4US em
e1l der elterlichen Verlassenschaft, eiıne gab, sich eıne kleine Weile ber
Wasser halten.

Zitate nach der Vorlage ın QGBK, 595, 596, 35 209)
Beide Belege Staatsarchiv Bern, 23, 306

23 ruck der Quellen DER KEMPTENER LEIBEIGENSCHAFTSRODEL/ hrsg. VO:  - eter Blickle un!
Heribert Besch Zeitschrift für bayerische Landesgeschichte 1979), 586
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[ J)as Herrenrecht » an dem Lib« wurde 1 Spätmittelalter interessant, weil die
Landwirtschaft angesichts des numerischen Anwachsens der Städte un! se1ner
Einwohnerschaften gänzlich w Absatzchancen fand Im Reich nıcht
mehr Bürger VO  ; tädten VO  w} der Landwirtschaft ernähren wWwW1e€e 1200,
sondern VO  w} 4000 [Jas fiel 1Ns Gewicht, selbst WEeNn viele VO  = ihnen auch den
Charakter VOoONn Ackerbürgerstädten gehabt haben mochten. Wenn Handwerk
»goldenen Boden« hatte, annn hatte die Landwirtschaft »silbernen«. Keıiın Bauer
freilich mochte einsehen, da{iß der Lohn seiıner Arbeit ihm VO  - seinem errn
e1ım ode Wng€$t€ll61‘t wurde, zahlte doch Gülten; 1nsen un:! Steuern VOIl

seinem Hoft
DIie Leibeigenschaft wurde nicht 1LUI ökonomisch und fiskalisch verw  J

die Leibherrschaft diente auch der herrschaftlichen Monopolisierung VO Recht
und GesetZz, w1e die folgenden Beispiele ze1ıgen.

DIie Burger der Stadt Vaihingen schworen ihrem Stadtherrn, keinen »andern
schirm och frid ZU| suchen weder mıt steht, mıiıt burgerreht och mı1t
zeinen den sachen, geistlichen och weltlichen, die 1etzOo sınt oder die och VO  =

1eman erdaht, uffgesetzt oder funden mohten werden«.?4 ntertanen des Klo
Weıngarten verzichteten darauf, weltliche der geistliche Gerichte 1ın

Anspruch nehmen, Hot der Landgerichte anzulaufen, selbst aps und
Kalser wurden ausdrücklich ausgenommen.*> Schussenrieder Gotteshausleute,
E, w1e sS1e versichern, »„»alle der libe recht aıgent sigent«,*° verzichteten uUur-

kundlich auf Freizügigkeit un treie Wahl des Schutz- un Schirmherren, hafte
ten geme1insam für alle 4US der Leibeigenschaft fließenden wirtschatftlichen
Abgaben, VOI allem die klösterlichen Ansprüche auf die Erbschaft.?7

Das sind TE1 Beispiele, die für hunderte, vielleicht tausende stehen mOögen
ber die Untfreiheit sichern sich del un! Kirche Anteile der Wirtschafts-

konjunktur, ber die Unfreiheit sichern sS1€e sich ihre Satzungsgewalt. Unftrei-

Maurer: Masseneide 66
25 Das ort agnau entsagt gegenüber dem Kloster Weingarten ,aller un! jedier| gaistlicher und

weltlicher recht, gerechtigkeiten, gnaden, freyhaiten, gesatz, gebott, verbott, hof und landtge-
richt, raichen VO hayligen stuel rOm, römischien) kaiser, künigen, fürsten, herrn der
andler) dar SallıZ überall nichts ausßgenommen« (HStASt, I4/1 NT. 2/73, 89

.6 StASt, 505, Urkunde 391
27 Ebd »Dehain frihait pundtnust noch der heren der Stette noch des landes noch dehain

gericht weder gaistlichez noch weltlichez noch Statreht noch gemainlichen dehaine ander
sache« soll s1e künftig schützen.
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eıt wird eıne der wesentlichen Rechtsgrundlagen des Territorialstaats, ?8
nıgstens 1n Teilen des Reiches. DIie Betroftenen haben das nıiıcht klaglos hinge
NOMMECN, 1 Gegenteil wurden alle Möglichkeiten, Milderungen un: Besse-
TIUNsSCH erreichen, auf petitionierende, prozessierende un: revoltierende We1-

ausgeschöpft. Freiheit ist eın dynamisierendes Moment der spätmittelalterli-
chen Unruhen.?? Damıit wird aber auch die rage, ob frei oder leibeigen, elıner
emıinent politischen. Wo Untreiheit herrscht, die Herrschaft das Recht
Freiheit herrscht, mu{fß Recht konsentiert werden. Hıer liegen Beziehungen
zwischen Freiheit un Gerechtigkeit.

LF Gerechtigkeit zwischen Recht ıund Satzung
Gerechtigkeit heißt 1n der Redeweise des Volkes 50O dreierlei: axrs
teiische Rechtsprechung, 2. Wahrung des herkömmlichen posıtıven Rechts,
gleichgültig ob CS verschriftlicht ist oder nicht, HT passung des Rechts
die Normen der Billigkeit, die sich mıi1ıt wechselnden wirtschaftlichen un:
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen durchaus andern können.

Da die Rechtsprechung die Krıterien der Gerechtigkeit aqaußer cht lasse,
ist eıne verbreitete Klage der Zeıt Die Salzburger Landstände, das heilßt 1n
diesem Fall del un Städte, verlangten VO Landesherrn, dem Erzbischof
Von Salzburg, »das DIt oder schankung SCHOMECN werd, das zeıten die
gerechtigkait mocht verkert werden«.39 Schreitet INa  = die Regionen Deutsch-

8 Breıtes Belegmaterial er das egister bequem erschließen! bei Andre HOLENSTEIN: Die
Huldigung der Untertanen Rechtskultur un:! Herrschaftsordnung (800- 800) 99
eter BIERBRAUER: Bäuerliche Revolten 1m Reich e1in Forschungsbericht. In Aufruhr un:
EmpOrung?: Studien Z} bäuerlichen Widerstand In Alten Reich/ hrsg. VO eter Blickle.
L980, 1-6

Fur den europäischen Gesamtzusammenhang wird auf den dynamisierenden Effekt der
Freiheitsdebatte 1 Mittelalter hingewiesen 1n DIE ABENDLÄNDISCHE FREIHEIT VO Fn
14. JAHRHUNDERT: der Wirkungszusammenhang VO  w Idee un:! Wirklichkeit 1mM europäischen
Vergleich/ hrsg. VO:  - Johannes Fried 5>1igmarıngen bes die Einleitung Von Fried, ebd, Y A

Für die frühe Neuzeit un:! deren Bedeutung für die Freiheit der Moderne vgl Hans MAIER:
Überlegungen eiıner Geschichte der Menschenrechte. In Wege un:! Verfahren des Vertas-
sungslebens Festschrift für eter Lerche/ hrsg. VO  5 eter Badura un! Rupert Scholz. 99 A,
43-50.

3 ‚8 127 (18)

9



lands ab, wird 11a  - wenı1ge tinden, nicht die Prax1s der Rechtsprechung
gerug worden wäre.91 Verbreitet wurde die Bußengerichtsbarkeit mifßbraucht,

durch ständige Steigerung der Geldsummen für kleine un:! groise strafrecht-
liche Vergehen die herrschaftlichen Einküntfte ste1gern. Da Richter un
Urteiler Teile der Strafgebühren als Besoldung erhielten, führte offenkundig
vielen Ungerechtigkeiten. ESs sollen die »Tichter 1n allen un tal, >5 se1n
klain der S1OS, kain interesse oder gen1es habenn sonnder alles Flürstlicher|
Dlurchlaucht!| nnd verraitn,>- heißt 1n Tirol {[dDIie großen Rechtsre-
tormationen, die das Reich un die Lerritorıien 50 auf den Weg brachten
un die 1n der Carolina VO  S 1532 ihre promiıinenteste Ausgestaltung fanden,
suchten auch diesen Miß(ßßständen beizukommen.

»Gerechtigkeit« kann, w1e Freiheit auch, die Einzelberechtigung e1iINeESs
Burgers, Bauern, Adeligen, Abtes der auch eliner Korporatıon bezeichnen. öte
1n Pfaffenheim 1n der Strafßburger Mundat haben die »gerechtigkeit«, olz
schlagen.®® Glaubt 188521  . den vielen Klagen des und frühen 16 Jahrhunderts,
annn herrschte e1in allgemeiner Zug, alle gesellschaftlichen Beziehungen 1n
Gerechtigkeiten auszudrücken, selbst Getälligkeiten, Freundlichkeiten un
Gewohnheiten.?* Früher habe INa vielerlei »Uus fruntschaft un nıt us gerech-
tigkait geben«.®> Korrespondierend wurden, ach Einschätzung der einfachen
Leute; VO  = seıten der Herren alte Gerechtigkeiten durch die Einschränkung VOIL

Nutzungsrechten un die Steigerung VO Abgaben geschmälert un verletzt.
Da S1€e »geweltiglich VO obgemelten olten bruchen un:! gerechtigkaiten

31 Belegmaterial für Schwaben bei Peter BLICKLE: I Iıie Revolution VO:  - 525 3. Aufl 1993,
und den azu gehörigen Anhang II} Eınen breiteren Einblick geben uch GBK
QUELLEN ZUR (GESCHICHTE DES BAUERNKRIEGES DEUTSCHTIROL hrsg. VO  w ermann
Wopfner. Nachdruck der Ausgabe Innsbruck, 1905 Aalen 19 / 3,

33 ıD 124 (16
Früher selen die Forstknechte 1m Herbst auf die Höte gekommen, berichten 15 E Bauern des
Uracher Amtes ihrem erzog VO  w} Württemberg, und hätten »bittlichen« einen der einen
halben Sımmer1 Haber nachgesucht un: „gab alner' 1a Zu dank etz
hätten die Forstknechte daraus 1ne »gerechtigkait« gemacht FrDBKA, 54 E ahnlicher
Bedeutung ebd, 16 126 r} 224{1 178 g] 243 184 252 93])

Die Bauern VO  a Wiedergeltingen machen gegenüber em Abt VO Steingaden (Bayern] gel-
tend, S1€e hätten die »gerechtigkait, auf den gıetern verkaufen« (ebd, 1301}

35 Ebd, 87 h In gleichem 1nnn klagen wel Elsässer Gemeinden e1m Straßburger Rat (ebd,
198)

36 Ebd, 144 (23)
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un: wider recht hertiglichen gedrungen un sind«,3° klagten die Muhl-
häuser eim Regiment 1ın Innsbruck.

Einzelberechtigungen konntenARecht schlechthin werden, beispielswei-
dann, W die Gesamtheit der Rechte der Einwohner eines Dorfes oder

Amtes gemeınt War DIie Maulbronner Dörfer klagten, »das kain in  a} 1LLICT

belyben INAas Dy yetlichen flecken gewonheiten, gebrauch un! gerechtig-
keit«.37 In einem zeitgenössischen Lied wurde daraus der Schlufßß SCZOSCI,
»„Zzuletzt werden WITFr geführt mit Kraft 4US Freiheit 1n eın Eigenschaft« Wieder
wird 1er eın Zusammenhang zwischen dem Charakter des lokalen oder reg10-
nalen Rechts un! dem personenrechtlichen Status se1lner Einwohner herge-
stellt.

Alte Gerechtigkeiten wurden vornehmlich durch CHE obrigkeitliche Sat-
ZUNSCH außer Kraft ZESETZT, un damit wurde, ach wiederholt tormulierter
Einschätzung der Betroffenen, die Gerechtigkeit verletzt. Untertanen des Ciras
fen VO  } Katzenellenbogen 4Us Menzıngen beschwerten sich bei ihrem Lan-
desfürsten, Landgraf Philipp VO  5 Hessen, mı1t folgendem Bericht. Bisher hätte
I11anl »otffen gerichtstag« »des dorfs gerechtigkeit« durch den Richter VCI-
kündet. »|)1ses oblich altherkommen un gebrauche hat uns herschaft
verbotten un: ern ENTISECLZT, des dorfs un gerechtigkeit nıt mehr
fen, das unls dapfern, eehaften ursachen unleidlich.«3° Das Weısen, das
Offnen des Dorfrechts wurde VON der Herrschaft 1n der Absicht untersagt, ihre
eigenen Satzungen durchzudrücken, W as auch darın ÄGE Ausdruck kommt,
da{fß 111a den Menziıngern »verbotten, die sachen SCIL Bretten unNnsern oberhof-
fe nıt LLLCI weysen«.“°

In das semantische Feld VO  5 »Gerechtigkeit« gehört auch »Billigkeit«.
Zwel Dörfer des Uracher Amtes schließen eiıne Beschwerdeliste VO  ; 19 Artı-
keln miıt der Bıtte den württembergischen Herzog, CT möÖöge >VOTanNn die
gerechtigkait und billichait gnedigklich betrachten«. »Gerechtigkeit« un:! »Bil-
ligkeit« werden 1er SYNOLLYILL gebraucht un: dahingehend erlautert. dafß der

Ebd, EOFT- 351
35 Das 3129 1m 281 Wortlaut es handelt sich eın 1n Württemberg ESUNSCHNECS Lied) 1ın

GESCHICHTLICHE LIEDER UN.  ® SPRÜCHE WÜRTTEMBERGS/ hrsg. VO  zn arl Schitft und Gebhard
Mehring 1912, 96 Das Lied bringt den Zusammenhang VO  a} willkürlicher Satzung und
Freiheitsverlust ArAusdruck.
ıD 135 122 a)
Ebd, 139 22 a}



Herr »Neuerungen« abzuwehren un das »Alte Herkommen« schützen
habe. 41 Damıit wird e1in Gesichtspunkt geltend gemacht, ach dem Recht
SOWEeIlt se1ıne Gestaltung 1n die ompetenz des Herrn fällt ach Krıterien der
Gerechtigkeit ordnen sSEe1 Das konnte gelegentlich weitreichenden Forde-

führen, W1e€e jener niederösterreichischer Bauern Kalser Maxımilian L.,
C »als eın DIU.: un:! Liebhaber der gerechtigkeit wolle UunNs, W As 1n berurten
dreyen herschaften leibaigner leut se1ın un! hinder andern grunthern autn Suc
tern sSıtzen gnedigklichen freyen un! muess1£g zellen«.42 Im Hintergrund
dieses Ansınnens stand, da{fß die Bauern keine Ööfe erhielten, WCNNn sS1e 1n
ungenofssamen Ehen lebten, ottensichtlich aber nıcht die finanziellen Möglich-
zeiten hatten, ihre Ehepartner freizukaufen. Das bedeutete für sS1e eiıne ex1isten-
tielle Gefährdung. DIie Gefährdung der Ex1istenz macht A4US Recht Unrecht,
obwohl die Rechtstitel als solche Sarl nicht bestreitbar sind und auch nıcht
bestritten werden.

Eın derart genereller Überblick ware unvollständig, würde Cc1 auf jede Diffe-
renziıerung verzichten. Sieht 11124  - VO  w den Herrenständen del un: Geistlich-
keit einmal ab, die ihren Je eigenen Gerichtsstand hatten un! für die sich das
Problem der Gerechtigkeit 1 Rahmen der herkömmlichen Fehde eiınerse1lts
un! des kanonischen Rechts andererseits generell anders stellte, sind signifi-
kante Unterschiede zwischen Bürgerschaften un:! Bauernschaften a4aUuszZuma-

chen. Gerechtigkeit i1st 1n der Stadt jel weni1ger eın Thema als auf dem Land
Selbst 1n städtischen Terrıtorı:en wird ber Verletzungen der Gerechtigkeit
vergleichsweise selten geklagt.“® Unter den Normen und Werten der bürgerli-
chen Gesellschaft trıtt Gerechtigkeit hinter Friede, Eintracht un! Gemeinwohl
stark zurück * wohingegen Gerechtigkeit 1n der bäuerlichen Welt prom1-

41 Ebd, 98 IS n)
Ebd, 34f II c}

43 Empirisches Material quantifizierenda  ct bei eter Blickle: DIie Revolution VO  w Y

Hans-Christoph UBLACK:!: Political und social 1ın urban COomMMUNItIES 1n the Holy
Roman Empire. In Religion, politics anı social protest. hrsg. VO:  - Kaspar VO  - Greyerz
1954, 24-60 Miıt anderer Schwerpunktsetzung des Ensembles der bürgerlichen Normen DERS

Grundwerte 1n der Reichsstadt 1mM Spätmittelalter und in der frühen Neuzeıt In Liıteratur und
Stadt Bedingungen und Beispiele städtischer Literatur des bis Jahrhunderts/ hrsg. VO  -

OIS Brunner. (+Öppingen 1982, 9'36/ Eberhard SENMANN: DiIie deutsche Stadt 1 Spätmittel-
alter, O=xt 1988
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nenter, nämlich erster Stelle steht.*> Das jedentalls sind Findrücke 4A4US Europa
insgesamt. S1e 1m einzelnen für Deutschland un! das ausgehende Mittelalter
empirisch unterkellern ist aufgrund allgemeiner Überlegungen entbehrlich.
Gerechtigkeit 1n der Stadt W aTr nicht belastet mı1t dem Problem des Alten
Herkommens un den alten Gerechtigkeiten, dafür die Städte jel
JjJung Gerechtigkeit 1n der Stadt WAarTr eine 1ustıt1i1a legalis, ausgedrückt 1 Stadt
recht. Das Stadtrecht eıgnete sich prinzipiell nicht dazu, Ungerechtigkeit
produzieren der das Bewulstsein VO  5 Ungerechtigkeit autkommen lassen,
weil CS VO  - der Gemeinde der dem Rat als repräsentatıvem un damıit GT

xanntem rgan der Gemeinde erlassen worden WarTr Das Stadtrecht als gewill-
zürtes »GesetZz«, W1e€e geNanNNtT wurde, verfügte ber die Qualität,
welche die Bauern Gesetz ihrer Herren vermiÄßten, CS W al konsentierte
Satzung Wenn 1n der Stadt Mißßstände beklagt wurden, ann solche der Recht-
sprechung mıi1t dem Argument, der gelegentliche Nepot1ismus 1n den Raäaten
verhindere annn un! W anllı gleiche Urteile für Arm un: Reıc

»Freiheit« un »Gerechtigkeit« sind nıicht notwendigerweise komplementä-
Begrifte, aber sS1e korrespondieren miteinander. Libertas als personenrechtli-

cher Status un: Gerechtigkeit als lex hängen 1n Europa CI15 zusammen.*7 In

Mıt europäischer Perspektive DERS Norms and values 1n the cıtles. In Resistence, ICDICS-
entatıon an cCommuni1ty/ hrsg. VO  5 eter Blickle. Oxford 994. ESs i1st ohl nicht SahızZ zufällig,
da{ß der Retormationszeit 1n den Städten die Vorstellung VO  - Gerechtigkeit 1n den
Vordergrund {ı vgl Heinrich Rıiıchard SCHMIDT: Reichsstädte, Reich un Retormation:
korporative Religionspolitik Sn 529/30. 1986, 9a0

45 Als leitende Norm der ländlichen Gesellschaft hat den Begriff der Gerechtigkeit besonders
ugues NEVEUX: Die ideologische ILDimension der Französischen Bauernautstände 1m Jahr
hundert. Historische Zeitschrift 238 1984|, 265-28 5 herausgestellt, ann ber bald ZUT allge:
meıinen Kategorie erweiıtert. Vgl zuletzt den 1 Erscheinen begriffenen Beıtrag VO  w} ugues
NEVEUX; Eva ÖSTERBERG: Norms and values of the peasants. In Resistance, representatıion and
community/ hrsg. VO  3 eter Blickle. Oxtord 199

46 Vgl tto BRUNNER: Souveränitätsprobleme und Sozialstruktur 1n den deutschen Reichsstäd-
ten der trühen Neuzeıt In Neue Wege der Verfassungs- un:! Sozialgeschichte/ hrsg. VO  w} tto
Brunner. ” Aufl S€} 1965, 296 Im Spätmittelalter geben Steuern, Rechnungsprüfung un!
Außenpolitik offensichtlich mehr Klagen Anlaß als die Gerichtsbarkeit; vgl Wilfried
EHBRECHT: Hanse un! spätmittelalterliche Bürgerkämpfe 1ın Niedersachsen un Westtalen.
Niedersächsisches Jahrbuc. 45 (1 974),

4 / Vgl die allgemeineren Überlegungen VO:  5 Ernst-Wolfgang BÖCKENFÖRDE: Freiheit und Recht,
Freiheit uUun! R 1985) In Ders.: Recht, aat, Freiheit: Studien ZUTI Rechtsphilosophie,
Staatstheorie un! Verfassungsgeschichte. 9 8-6  O
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Skandinavien die Menschen mehrheitlich immer frei un: möglicherwei-
1st deswegen das sikandinavische Recht keineswegs Willensakt der KOn1ge,

sondern ber die Landschaftsverbände un Hundertschatten konsensual ent-
wickelt worden.*® England hat die Unfreiheit, OIt »serftdom« un! »Villeinage«
geheißen, und ach 1400 bis auf unbedeutende Reste abgebaut. Das schwere
Geschütz, das die Commons 1n England 1351 61€e 1n Stellung gebracht
hatten, diente nicht 11UT dazu, den Status personaler Freiheit durchzusetzen,
sondern auch eıne politische Freiheit erreichen, die frei machte VO  = jeder
»obligation attend anorial cCourts«.%? [dDIie VO COININON law gepragte
Rechtsstaatlichkeit zonnte jetzt ständeübergreifend werden, 1m passıven un!
aktiven Sınn.>° Italien erlehte die großen Freikäufe VO  = Tausenden VO  ; Hor1ıgen
durch die Städte se1t dem 13.Jahrhundert.>* Wo das geschah, zxonnte eıne
kommunale Satzungstätigkeit auf dem Land beginnen, gewissermalsen als Echo
auf die Gesetzgebungstätigkeit der mittel- un oberitalienischen Stadtkommu:-
nen.>* In beiden Kastilien hieß »Jiberar«, gewissermaßen einen Teilaspekt des
Freiheitsproblems verabsolutierend, eıne ausgepragte Selbstverwaltung CT1T-

werben mı1t Satzungsrecht mıi1t Autonomie un! Autokephalie, 1n eIT-
schaftssoziologischen Kategorıen sprechen. Aus den Dörferna den adeli-
SCH Gutsbetrieben entstanden 1n einem knapp 2ÖO!  O Jahre dauernden Proze{(ß se1t
dem Jahrhundert Städte, 1n denen 80% der Bevölkerung Spanıens lebten >®

48 Steinar IMSEN: Norsk bondekommunalisme. Teilt Middelalderen. Kobenhavn 1990; Eva
ÖSTERBERG: Mentalıities nd other realities: CS55ay5S iın medieval and early modern Scandinavian
history. Lund 1991 dort neben anderen besonders den Beıtrag „Local political culture CISUS

the tTAate«

49 Rodney HILTON: Bond 180181 made free medieval peasant IMOvement and the English MsSINg of
358 07/ 3 2,24.; Christopher DYER: Lords an peasan iın changing SOCIEtY: the estates of

the bishopric of Worcester, 680-I1 540 Cambridge 980
Rodney HILTON: Social control: jurisdiction an overnment. In Ders.: medieval Soclety.
Cambridge 1983, 217-269 286-290

Y agen KELLER: Die Aufhebung der Hörigkeit un:! die Idee der Freiheit iın italienischen Kommu-
Hen des Jahrhunderts. In Die abendländische Freiheit VO bis ZU Jahrhundert/
hrsg. VO  - Johannes Fried S1igmarıngen 199 U 389-407
Vgl (107g10 CHITTOLINI: La formazione dello regionale le i1st1tuz1ıonı del contado: secolo

I1urın 19/9, 296-306; Antonio Ivan PInı: Citta, COM MUNI COrporazıon1ı nel medio-
CVO italiano. Bologna 1986; lohn| Klenneth| HYDE: Soclety an politics 1ın medieval Italy the
evolution of the C1V1IC life, OO-1 L9/3% 58 und passım.

53 Helen NADER: Liberty 1n absolutist Spain the Habsburg sale of NSs, 16-1700. Baltimore;
1990

07



In allen Fällen handelt sich, scheint mMIr, pragmatische Lösungen.
Das Bewußfltsein der Gerechtigkeit wurde durch Integration breiterer Bevölke-
rungsschichten EB die Prozesse VO  a} Rechtssetzung und Rechtsprechung CI -

reicht. Das galt sicher nicht überall 1n Europa, doch Deutschland WarTr 500
ohl eher auf der Se1lite jener Länder, Rechtssetzung un:! Rechtsprechung
stärker herrschaftlich monopolisiert werden sollten un: wurden. er deutsche
Territorialstaat hat jedenfalls darın se1ne Wurzeln un: fand auch darin se1ne
Legitimitat:” Mıt dieser Vergegenwärtigung europäischer Entwicklungen 1mM
Vergleich AA Reich sol] nochmals die Schärfe des Problems beleuchtet WC1-

den, das, chittriert 1n den Begritfen »Freiheit« un:! »Gerechtigkeit«, dringend
eiıner LOsung bedurtte.

Freiheit un Gerechtigkeit als göttliche Rechtsordnung
Se1t Anfang der 1520CI Jahre andert sich die Begründung für die Kritik der
Untfreiheit U: der Ungerechtigkeit prinzipiell. DIie objektiven Bedingungen für
eiınen solchen Paradigmenwechsel lagen 1n den grofßen Spannungen ZW1-
schen Leibeigenschaft un: Freiheit einerseılts un zwischen Gerechtigkeit un
Gesetz andererseits. DIie LOösung bot offensichtlich das Evangelium, wWw1e 1n
hunderten und tausenden VO  - Wendungen A Ausdruck kommt. Man 111
»dem göttlichen Wort un helgen evangelion un: der gerechtikeit eın bistand«
tun>> un das »hailige Ewengelium un:! Gerechtigkait (:ottes hanthaben«;>°
>WAUI aufung des hailgen ewanjeliums un:! gotlich WOTIT, auch beystand der
gotliche gerechtigkait«>7 werden „Christliche Vereinigungen« gegründet.

Jetzt erst bestanden otfenbar die Bedingungen, auf breiter gesellschaftli-
cher Basıs die Freiheit fordern, die bislang 1 System VON Recht un:! Her-
KOomMMeEN niıcht legitimierbar War SO verlangten denn die Bauern ın Deutsch-
and programmatisch, 6S »ertindt sich mi1t der geschrytft das WIT frey se1n un:
wollen se1n.In allen Fällen handelt es sich, so scheint mir, um pragmatische Lösungen.  Das Bewußtsein der Gerechtigkeit wurde durch Integration breiterer Bevölke-  rungsschichten in die Prozesse von Rechtssetzung und Rechtsprechung er-  reicht. Das galt sicher nicht überall in Europa, doch Deutschland war um 1500  wohl eher auf der Seite jener Länder, wo Rechtssetzung und Rechtsprechung  stärker herrschaftlich monopolisiert werden sollten und wurden. Der deutsche  Territorialstaat hat jedenfalls darin seine Wurzeln und fand auch darin seine  Legitimität.°* Mit dieser Vergegenwärtigung europäischer Entwicklungen im  Vergleich zum Reich soll nochmals die Schärfe des Problems beleuchtet wer-  den, das, chiffriert in den Begriffen »Freiheit« und »Gerechtigkeit«, dringend  einer Lösung bedurfte.  IV Freiheit und Gerechtigkeit als göttliche Rechtsordnung  Seit Anfang der 1520er Jahre ändert sich die Begründung für die Kritik der  Unfreiheit und der Ungerechtigkeit prinzipiell. Die objektiven Bedingungen für  einen solchen Paradigmenwechsel lagen in den zu großen Spannungen zwi-  schen Leibeigenschaft und Freiheit einerseits und zwischen Gerechtigkeit und  Gesetz andererseits. Die Lösung bot offensichtlich das Evangelium, wie in  hunderten und tausenden von Wendungen zum Ausdruck kommt. Man will  »dem göttlichen Wort und helgen evangelion und der gerechtikeit ein bistand«  tun® und das »hailige Ewengelium und Gerechtigkait Gottes hanthaben«;°°  »zu aufung des hailgen ewanjeliums und gotlich wort, auch zu beystand der  gotliche gerechtigkait«57 werden »Christliche Vereinigungen« gegründet.  Jetzt erst bestanden offenbar die Bedingungen, um auf breiter gesellschaftli-  cher Basis die Freiheit zu fordern, die bislang im System von Recht und Her-  kommen nicht legitimierbar war. So verlangten denn die Bauern in Deutsch-  land programmatisch, es »erfindt sich mit der geschryfft das wir frey sein und  wöllen sein. ... Seyen auch onzweyfel jr [die Herren], werdendt vnß der aigen-  schafft als war vnnd recht Christen geren endtlassen oder vns jm Euangeli des  54 Hans MAIEr: Die älteré deutsche Staats- und Verwaltungslehre. 2. Aufl. M 1980.  55 POLITISCHE CORRESPONDENZ DER STADT STRASSBURG IM ZEITALTER DER REFORMATION. Bd. ı:  1517-1530/hrsg. von Hans Virck. Strassburg 1882, 162.  56 - QGBK, 422; 22£(138C):  57 FrDBKA, 178 (42).  98eyen auch onzweytel Jr die Herren]|, werdendt vn( der aigen-
schafft als W arl nnd recht Christen endtlassen oder VI1S m Euangeli des

Hans MAIER: DiIie ältere deutsche Staats- und Verwaltungslehre. ufl 1950
55 POLITISCHE CORRESPONDENZ DER STADT STRASSBURG /EITALTER DER REFORMATION.

ıs LA 30/ hrsg. VO  5 Hans Virck Strassburg 1882, 162
56 QGBK, 422, 2138 c)
1B 178 (42)
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berichten dz wirß SEVEN «® Herkommen und Altes Recht können sich jetzt
nicht mehr halten, »angesehen das VI1S Christus al mi1tt SCYNCIN kostparlichen
plüutvergüssen, erl1oßt nnd erkaufft hat, Den Hyrtten gleych alls wol alls Den
hoöchsten, kain außsgenommen«. DIie Freiheitsforderung wird dreitach be
gründet der Erlösertod Christi, die ın der Heiligen Schrift enthaltene göttliche
Rechtsordnung un die christliche Nächstenliebe verlangen die Aufhebung der
Leibeigenschaft.

Auf eliner rechtstheoretischen Ebene hatte diese Argumentatıon durchaus
Vorläutfer, wenngleich sich die Realität arum wen1g bekümmerte un! der
breite gesellschaftliche Nachhall tehlte.

Sachsenspiegel un Schwabenspiegel, die VO  5 ihrer Verbreitung her wichtig-
sSten Rechtsbücher 1mM deutschsprachigen Bereich des Spätmittelalters, bestrit-
ten beide die Legitimität der Unfreiheit, der Sachsenspiegel auch miıt dem
Erlösertod Christi argumentierend,>? der Schwabenspiegel mıt dem eher uUur-
rechtlich gemeınten Argument, »daz WIT 1n der heiligen schrift nıt funden, daz

des andern eigen SCYC mıi1ıt rehte«.60 Erasmus VO  = Rotterdam hat beide
Argumentatiıonswelsen gebündelt un! S1e die Kategorıe der christlichen
Nächstenliebe erweiıtert: »Dieweyl die alle menschen fry hat geborn un!
eygenschaft wider 1sSt eingeführt, gedenk, w1e Sarl csS nıt gezimt, das
eın christ gwalt bruch ber ander christen, die Christus VO  - aller eygenschaft
erlösst hat.«°1 In eiıner solchen Traditionslinie War 6S dann auch für Theologen
möglich, die Leibeigenschaft anzutechten. » Von der Leyb Aygensschatft WAa1lss
das Euangelium nichs«, heißt 1n einem VO  a der Reichsstadt Memmingen
bestellten theologischen Gutachten auf die Freiheitsforderung der Bauern.
»Wiewohl ettlich die Leib Aygenschafft AaUus Paulo halten notwendig aınem
Christen vormaınen, 1st annderst reden J1tz bey U11sS, die WITr uns all
christen berümen.« Deswegen 1sSt »e1ine vorwilligung«, das heißt eiıne uthe-
bung der Leibeigenschaftft, »christlich un pillich«

58 Zatiert nach der vermutlich äaltesten, 1n Augsburg verlegten Ausgabe IIIE ZWOLF RTIKEL DER

BAUERN kritisch hrsg VO  a Altred .Otze Historische Vierteljahrschrift ( 902],
DASs LANDRECHT DES SACHSENSPIEGELS hrsg. VO  D arl ugus Eckardt. Bearb (Z6) I8 A 228

60 SCHWABENSPIEGEL. Langform M/ hrsg. VO  3 arl ugus Eckardt. Aalen 197 202
OI /aıtiert bei Walter MUÜLLER: urzeln un! Bedeutung des grundsätzlichen Widerstandes

die Leibeigenschaft 1m Bauernkrieg 525 Schriften des ereins für Geschichte des Bodensees
un:! seiner Umgebung 93 11975 ), 25

62 Friedrich BRAUN: Dreı Aktenstücke ZUT Geschichte des Bauernkriegs. Blätter für bayerische
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Selbstverständlich hatte auch das olk se1ıne eigene Lebensweise nıicht 3808

flektiert gelassen. Darüber 1st bislang wen1%2 geforscht worden, VOT allem nicht
dem systematischen Aspekt der ideologischen Verarbeitung VO  man Freiheit

un: Leibeigenschaft.®® DIie Eidgenossen, deren Freiheit innerhal des Reiches Ja
legitimationsbedürtftig WAaIl, haben eıne iınteressante Tradition ausgebildet. Seit
dem spateren Jahrhundert 1ä{ßSt sich Ort als Überlieferung nachweisen, da{fß
1n sagenhafter Zeıt die Schweizer 4Uus Schweden gekommen selen. »Unnd alls
S VO  - dem lannd SchwydenJatt 198028  - inen bevolchen, das S sich
theinem irdischen herren underwertffen och machen, sunder allein sich
dem herren ZOLTLT, der S erschaffen, un! dem gOottessun Christo Jhesu, der
uns mi1t sinem bittern liden, blutvergeissen un! sterben erlößt, ergebem: «° Fın
ahnliches Freiheitspathos konnte sich anderwärts, faktisch Leibeigenschaft
herrschte, 1n 11UT7 abgeschwächter Oorm entfalten, doch gerade darin ze1ıgt sich,
wohin die Gesellschatt dräamgte: Seitdem die Schussenrieder Leibeigenen 1439
eıne starke Reduzierung der ökonomischen Belastung der Leibherrschaftft durch
gesetzt hatten, verlangten S1e »freie Gotteshausleute« genNannt werden. Der
Begriff ist 1n vielen geistlichen Herrschatten anzutreftffen un findet se1ne Ent-
sprechung 1n weltlichen Herrschaften 1n der Bezeichnung der »freien Hefrr-
schaftsleute«.°©>

I519 hatten die Salzburger Stände die Parteilichkeit der Rechtsprechung
SEIHZT, 52 wurde die Klage wiederholt, »das 4a1ın Armer khainem Rechten
och rechtlicher Ausfuerung hat khömen mOgen, und WCI nat eld Hat, der INas
khain ült erlangen. Niemandts Wil«, heißt jetzt die eCuHe Begründung, »Giot

Kirchengeschichte 1890], i Der uUutor ist möglicherweise, die ermutung VO  5 Braun,
Christoph Schappeler, Prädikant St artın ın Memmingen. Das Cutachten diskutiert uch
den Begriff der christlichen Freiheit Uun! sieht VOIL, die Eigentumsansprüche der Herren durch
Freikauf abzulösen.

63 Nur für die spatere eıt liegt 1ne solche Untersuchung für Bayern VOIL; vgl Renate BLICKLE:
Appetitus libertatis: social historical approach the development of the earliest human
rights the example of Bavarıa. In Human rights and cultural diversity/ hrsg. VO:  5 Woltfgang
Schmale. Goldbach 1993, 143-162

64 Der Beleg 1mM Landbuch VO:  w} Schwyz (Landrecht) Hier zıitlert nach der leichter zugänglichen
Arbeit VO  a} eter OCHSENBEIN: Das Große Gebet der Eidgenossen: Überlieferung ext Orm
und Gehalt. Bern 1989, 349 Zur Rekonstruktion der Tradition GUuYy MARCHAL: { dıie from-
IHNeIN Schweden ın Schwyz: das »Herkommen der Schwyzer un! Oberhasler« als Quelle ZU

schwyzerischen Selbstverständnis 1m un: 16 Jahrhundert. 1976
Breıteres Belegmaterial bei eter Blickle: Von der Leibeigenschaft
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un! se1lner götlichen Gerechtigkhait un VOILL bruederlicher Lieb VO  s

Barmherzigkhait ainicherlai Rat och T at tuen, als WIT doch schuldig
waren.

Einzelne Gerechtigkeiten der Herren gerıeten JetzZt den Bewährungs-
druck eines göttlichen Rechts. Fın Bauer 1n Kempten findet, sSE1 nicht VeI-

pflichtet, für die UÜbernahme elner Mühle neben dem Kaufpreis seinem Herrn
och eıne Besitzwechselgebühr zahlen un: »begert darumb den Gottlichen
Rechtspruch, ob der as| schuldig SCY der nıt«.©7 ESs lag 1n der Konsequenz
elines solchen Arguments, alle Rechtsordnungen eliner Verträglichkeitsprüfung
mıiıt der Heiligen Schrift unterwerten. So forderte die Gemeinde Mühlhausen
1n Thüringen eiıne Stadtrechtsreformation TAIF dem Argument, »WOo 1tz alles
nicht och ZOTtS geordent worde, wollen WI1TFr vorgenanten mıi1ıt inen dem
Rat!| keine bewilligung haben, ursach, auf das gerechtigkeit un billigkeit
vorgehe un alle alsche gewalt HI eigennutz dahinten bleibe« ©8 Bauern aIgU-
mentılerten jJetzt 1n derselben Fluchtlinie. DIie Beschwerden des Klettgaus nahe
dem Bodensee, werden mıt dem Argument eingeleitet, solche »N1ıt mögen
erliden werden VO  = dem Evangelium un! göttlichen Rechten, VO  . zeiner bil
icheit och Rechten; die WIT auch nıt thun wend ohn Berichtigung des göttli-
chen Rechten«. DIie Klettgauer sind aber bereit »alles, das WIT ULNSCIINHN Herrn,
Herrn VO  ; Sulz pflichtig un: schuldig sSind ach göttlichen Rechtenund seiner götlichen Gerechtigkhait und von bruederlicher Lieb wegen, von  Barmherzigkhait wegen ainicherlai Rat noch Tat tuen, als wir doch schuldig  wären.«S  Einzelne Gerechtigkeiten der Herren gerieten jetzt unter den Bewährungs-  druck eines göttlichen Rechts. Ein Bauer in Kempten findet, er sei nicht ver-  pflichtet, für die Übernahme einer Mühle neben dem Kaufpreis seinem Herrn  noch eine Besitzwechselgebühr zu zahlen und »begert darumb den Göttlichen  Rechtspruch, ob der [das] schuldig sey oder nit«.°7 Es lag in der Konsequenz  eines solchen Arguments, alle Rechtsordnungen einer Verträglichkeitsprüfung  mit der Heiligen Schrift zu unterwerfen. So forderte die Gemeinde Mühlhausen  in Thüringen eine Stadtrechtsreformation mit dem Argument, »wo ditz alles  nicht noch gots worte geordent worde, wollen wir vorgenanten mit inen [dem  Rat] keine bewilligung haben, ursach, auf das gotes gerechtigkeit und billigkeit  vorgehe und alle falsche gewalt und eigennutz dahinten bleibe«.°& Bauern argu-  mentierten jetzt in derselben Fluchtlinie. Die Beschwerden des Klettgaus nahe  dem Bodensee, werden mit dem Argument eingeleitet, daß solche »nit mögen  erliden werden von dem Evangelium und göttlichen Rechten, von keiner bil-  licheit noch Rechten; die wir auch nit thun wend ohn Berichtigung des göttli-  chen Rechten«. Die Klettgauer sind aber bereit »alles, das wir unserm Herrn,  Herrn von Sulz pflichtig und schuldig sind nach göttlichen Rechten willig  und gehorsam [zu] sein«.°  Wie in vorreformatorischer Zeit der Landgraf von Hessen, der Herzog von  Württemberg und der Kaiser für eine der Gerechtigkeit verpflichtete Rechtsord-  nung in die Verantwortung genommen wurden, so jetzt als Förderer einer  göttlichen Gerechtigkeit. »Und dieweil wir arm Leut nichts anders dan des  götlichen Rechten begern und unser Gemuet und Wil nit ist, jemand kainen  Gewalt zuzefuegen«, schrieb die Christliche Vereinigung der Landsart im All-  gäu 1525 an König Ferdinand, »ist an E. f. Dt. als Gubernator und Stathalter des  Rom. Kaisers und Liebhaber der Gerechtigkait, Grunt und Ursprung und Be-  schirmer des götlichen Rechten unser untertenigist Anrueffen und Bit, lauter  66 QGBK, 307, 31-35 (94).  67 Blickle; Besch: Kemptener Leibeigenschaftsrodel ..., 593.  68 AKTEN ZUR GESCHICHTE DES BAUERNKRIEGES IN MITTELDEUTSCHLAND. Bd. 2/ hrsg. von Walther  Peter Fuchs. Nachdruck der Ausgabe Jena, 1942. Aalen 1964, 48£.  69 DER DEUTSCHE BAUERNKRIEG: gleichzeitige Urkunden, Jahr 1524. Teilı/ hrsg. von Heinrich  Schreiber. FB 1863, 179. 184.  I0Iwillig
un gehorsam ZU| se1n« .°

Wıe 1n vorretormatorischer Zeıt der Landgraf VO  ; Hessen, der Herzog VO  mB}

Württemberg und der Kalser für eiıne der Gerechtigkeit verpflichtete Rechtsord-
11U11$ 1n die Verantwortung 24 wurden, jJetzt als Förderer einer
göttlichen Gerechtigkeit. »Und dieweil WIT 238881 eut nichts anders dan des
götlichen Rechten begern un! Gemuet un:!: Wil nıt iSt, jemand rainen
Gewalt zuzefuegen«, schrieb die Christliche Vereinigun der Landsart 1m Al
gau 52 On1g Ferdinand, »1St Dt als Gubernator un! Stathalter des
Rom. Kalsers und Liebhaber der Gerechtigkait, Grunt un:! Ursprung un Be
schirmer des götlichen Rechten unterten1gist truettfen un! Bıt, lauter

66 QGBK, 307/, 194)
67 Blickle; Besch emptener Leibeigenschaftsrodel
68 ÄKTEN ZU.  z GESCHICHTE DES BAUERNKRIEGES MITTELDEUTSCHLAND. ,/ hrsg VOIL Walther

eter Fuchs Nachdruck der Ausgabe Jena, 1942 Aalen 964, 48
69 DER BAUERNKRIEG: gleichzeitige Urkunden, 1524 el 1/ hrsg VO:  5 Heinrich

Schreiber. 1863, 179 154
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umb (sottes un der Gerechtigkait Willen, E.f Dt als Gubernator welle uns

4ATINEC eut bei dem götlichen Rechten genediglich schützen, schirmen un!
hanthaben un: nıt vergweltigen lassen.c

Fragen die Reformatoren
[ )J)as „Göttliche Recht«, die »Göttliche Gerechtigkeit«, wWw1e die Menschen 1n der
Reformationszeit auch Sagten, 1st 1n ihrem Bewulßlstsein VO  = (D 1n der Heiligen
Schrift niedergelegt. In dieser Eindeutigkeit hatte INa  = bislang das Recht als
überpositive Kategorıe Ort nicht lokalisiert.

Das Manitest des Bauernkriegs, verabschiedet VO  - einem Bauernparlament 1n
Memmingen, bringt 1n seinem Schlußartikel nochmals YÄHR Ausdruck, da{fß die
Heilige Schrift absolut normatıven Charakter für die soziale Ordnung haben
MUu Auf alle Forderungen verspricht 1119  - verzichten, » Wa MmMans VIi1S mıi1t
grundt der schrifft erklert«. Der Umkehrschlufß heißt, weıtere Forderungen
stellen, SOWeI1lt sS1e sich 4 US der Schrift ableiten lassen.71 Das göttliche Recht
öffnen, weılsen und auszulegen beanspruchten die La1en nicht. Das sollten
die Theologen Cun, un ZW al die Reformatoren. { )jejeni1gen; welche die ;Zwölft
Artikel« diskutiert, redigiert un:! schließlich Z Druck gegeben hatten, be
nNannten auch die Theologen. Di1ie ihnen zugedachte Funktion WarTl die Von

Verfassungsrichtern, WEeNnNn diese moderne, ihrer Ungenauigkeit erhellen-
de Assoz1atıon erlaubt 1st Das kommt schon dariın A Ausdruck, die 1n
Memmıiıngen erstellte Lıste „Richterliste« heißt.72 He berühmten Retormato-
111 sind 1n ihr genannt, die Wittenberger mi1t Martın Luther der SPitze, die
Zürcher mıiıt Huldrich Zwingli un die Straßburger mi1t Matheus ell un! viele
andere.

(ZOf* hat das Recht 1n die Testamente hineingelegt; diejenigen, die sich
professionell MAdt den Lestamenten befassen, die Gelehrten der Schrift, haben e

herauszuziehen un den lag bringen. Was die Ochsenhäuser Bauern
5 0Ö VO Ulmer Rat erwarteten, das erwartete die Deutschen eine (s;eneratiıon

QGBK, 192, (49)
F Otze Zwölt Artikel 141
72 Vgl QGBK, 149, Kr (31)
73 Es sind mehrere Listen angefertigt worden; vgl die Abdrucke ebd, 149- 3
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spater VO  - den Theologen. [ iese wurden gewissermalsen Z Oberhof, VO  5

dem 11a  a sich das Recht welsen lassen wollte.
Es gibt für dieses Verständnis VO  a} Recht keinen schöneren Beleg als den

Dıisput zwischen Huldrich Schmid, dem Führer des Baltringer Haufens 1n ber-
schwaben, un den Vertretern des Schwäbischen Bundes 1 Februar 525 auf
freiem Feld zwischen Ulm und Biberach. {DDIie Gesandten des Schwäbischen
Bundes wollten endlich die Zehntausende VO  a Bauern auseinanderbringen, die
sich überall zusammengerottet hatten, un schlugen VOTL, die Diftfferenzen Z7W1-
schen Herren un Bauern VOT dem Reichskammergericht auszutragen, 1immer-
hin die nobelste Adresse den Gerichten 1mM Reich Von einem solchen
Rechtsverfahren wollte Huldrich Schmid nichts mehr wI1ssen, reklamierte
vielmehr »das gottlich recht, das iedem stand ulsspricht, W as 1 gebürt th
oder lassen«.74 Spöttisch an  en die Bundesgesandten: »lieber uld-
rich, du fragest ach gottlichem recht. Sag a WeT wI1rt sollich recht ußspre-
chen? Gott WwIrt Ja langsam VO himel komen herab un: unls alnen rechtstag
anstellen.« Huldrich Schmid zögerte nicht mı1t se1ıner Antwort. Er wollte alle
Priester ermahnen, Ciott beten, »das u1nls gelerte, frome männer, die
disen SDallı ach lut gottlicher gschrift w1ssen urtajlen un! entschaiden,
anzaıgenIverordnen welle«

Das WAaTl europäisches Rechtsdenken. » Iustit1ia est CONStTANS et perpetua voluntas 1US SUUIMNM

CU1quUe tribuens«, heißt der Satz des »Corpus Jurıs Civilis«; vgl CORPUS UR) CIVILIS

ext und Übersetzung: auf der Grundlage der VO  5 Theodor Mommsen und Paul Kruger
besorgten Textausgabe/ hrsg. VO  w Okko Behrends Instiıtutionen/ gemeinschatftl.
übers. VO  a! Okko Behrendsspäter von den Theologen. Diese wurden gewissermaßen zum Oberhof, von  dem man sich das Recht weisen lassen wollte.  Es gibt für dieses Verständnis von Recht keinen schöneren Beleg als den  Disput zwischen Huldrich Schmid, dem Führer des Baltringer Haufens in Ober-  schwaben, und den Vertretern des Schwäbischen Bundes im Februar 1525 auf  freiem Feld zwischen Ulm und Biberach. Die Gesandten des Schwäbischen  Bundes wollten endlich die Zehntausende von Bauern auseinanderbringen, die  sich überall zusammengerottet hatten, und schlugen vor, die Differenzen zwi-  schen Herren und Bauern vor dem Reichskammergericht auszutragen, immer-  hin die nobelste Adresse unter den Gerichten im Reich. Von einem solchen  Rechtsverfahren wollte Huldrich Schmid nichts mehr wissen, er reklamierte  vielmehr »das gottlich recht, das iedem stand ußspricht, was im gebürt zu thün  oder ze lassen«.7* Spöttisch antworteten die Bundesgesandten: »lieber Huld-  rich, du fragest nach gottlichem recht. Sag an, wer wirt sollich recht ußspre-  chen? Gott wirt ja langsam vom himel komen herab und uns ainen rechtstag  anstellen.« Huldrich Schmid zögerte nicht mit seiner Antwort. Er wollte alle  Priester ermahnen, zu Gott zu beten, »das er uns gelerte, frome männer, die  disen span nach lut gottlicher gschrift wissen urtailen und ze entschaiden,  anzaigen und verordnen welle«.75  74 Das war europäisches Rechtsdenken. »Iustitia est constans et perpetua voluntas ius suum  cuique tribuens«, heißt der erste Satz des »Corpus Juris Civilis«; vgl. CORPUS IURIS CIVILIS:  Text und Übersetzung: auf der Grundlage der von Theodor Mommsen und Paul Krüger  besorgten Textausgabe/ hrsg. von Okko Behrends  . Bd. ı.: Institutionen/ gemeinschaftl.  übers. von Okko Behrends ... HD 1990, 1.  75 Johannes KEgssLEr: Sabbata mit kleinen Schriften und Briefen/ hrsg. von Emil Egli und  R. Schoch: St. Gallen 1902, 175  1031990,

75 ohannes ESSLER: Sabbata mıiıt kleinen Schriften und Brieten/ hrsg. VO:  = Emil Egli und
Schoch. St Gallen 902, E
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